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Einleitung
Das Politikfeld Klimapolitik ist im Jahr 
2019 stark von Notständen und Krisen 
geprägt. Der Ausstoß klimaschädlicher 
Treibhausgase nimmt nahezu unge-
bremst zu. Selbst Deutschland, lange 
Zeit ein klimapolitischer Musterschüler, 
wird seine selbst gesteckten Klimaziele 
für 2020 deutlich verfehlen. Jüngste 
wissenschaftliche Erkenntnisse unter-
streichen zudem, dass das unzureichen-
de politische Handeln sich auch in einer 
Reihe von Klimawandelfolgen nieder-
schlägt, die nicht erst in einigen Jahr-
zehnten, sondern bereits heute sichtbar 
werden, sei es das sehr viel schneller als 
prognostizierte Abschmelzen des Ark-
tis-Eises oder die Perioden langanhal-
tender Trockenheit u. a. in Europa, die 
volkswirtschaftlich erhebliche Auswir-
kungen haben. 

/// Zwischen Notstand und Krisenbewältigung

Der Klimawandel kommt in 
Deutschland an

Der Sommer 2018 kann als deutliche 
Wegmarke angesehen werden, was die 
Wahrnehmung von Klimafolgen auch in 
dieser Region angeht. Es war so heiß 
und trocken wie nie seit Beginn der 
Wetteraufzeichnungen 1781. Bereits die 
drei Jahre vorher zählen zu den wärms-
ten des Jahrhunderts. Verglichen mit 
dem vorindustriellen Niveau stieg die 
Durchschnittstemperatur in Deutsch-
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DENNIS TÄNZLER /// Der Klimawandel ist mehr denn je in Deutschland angekommen. 
Um angesichts von Krisen und Notständen dem eigenen klimapolitischen Führungs-
anspruch gerecht zu werden, bieten sich der Bundesregierung vor allem zwei Felder: 
Eine CO2-Bepreisung kann das langfristige Ziel der Dekarbonisierung vorantreiben 
und eine präventive Klimaaußenpolitik die weitere Verschärfung internationaler 
Krisenherde vermeiden.

Der Klimawandel mit seinen FOLGEN 
ist bereits spürbar.



Jeder muss seinen CO2-
Fußabdruck minimieren, 

um den klimaschädlichen 
Treibhausgaseffekt wirk-

sam zu bekämpfen.
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land um 1,37 Grad Celsius.1 Nicht nur 
die extremen Wetterereignisse wie Dür-
ren, Starkregen und Hochwasser führen 
zunehmend zu Krisenerscheinungen in 
verschiedenen Regionen Deutschlands. 
Auch die Geschwindigkeit, mit der die 
gegenwärtige Klimaerwärmung voran-
schreitet, überfordert die Anpassungsfä-
higkeit ganzer Ökosysteme, aber auch 
von wirtschaftlichen Zweigen wie der 
Landwirtschaft. Das Umweltbundes-
amt führt für Bayern beispielsweise als 
am stärksten betroffene Region die Al-
pen an. Hier führt eine überdurch-
schnittliche Erwärmung zu einer beson-
ders hohen Auswirkung in den Berei-
chen biologische Vielfalt, Wasserwirt-
schaft, Bauwesen, Verkehr, Tourismus 
sowie Industrie und Gewerbe.2

Und die Betroffenen reagieren. Dem 
Beispiel des Club of Rome aus dem De-
zember 2018 folgend, sieht sich eine zu-
nehmende Anzahl an Städten genötigt, 
den Klimanotstand auszurufen. Kon
stanz war im Mai 2019 die erste und 
rund 30 Städte in Deutschland folgten 
bislang dem Beispiel, unter ihnen Aa-
chen, Bochum, Erlangen, Heidelberg 
oder Kiel. In der Praxis kann der Not-
stand bedeuten, dass, wie in Konstanz, 
bei allen Entscheidungen der städti-
schen Behörden auch die Auswirkungen 
auf den Klimaschutz berücksichtigt 
werden müssen.

Mit „Fridays for Future“ hat sich seit 
2018 eine wirkungsmächtige Jugendbe-
wegung formiert, die wesentlich dafür 
eintritt, die Forderungen der Wissen-
schaft politisch entschlossen umzuset-
zen. Die gegenwärtige politische Dis-
kussion zeigt, dass diese Signale ange-
kommen sind. In verschiedenen Politik-
feldern wird nach adäquaten Hand-
lungsansätzen gesucht, um mit dem 
Krisenphänomen Klimawandel umzu-

gehen. Zwei Beispiele können die neue 
Diskussionsdynamik in der Politik an-
schaulich illustrieren: Die Debatte um 
die Einführung einer Kohlenstoffbeprei-
sung, um marktwirtschaftlich einzuhe-
gen, was bisher nicht eingehegt werden 
konnte, sowie die sich bereits seit gut 
zwölf Jahren vertiefende Erörterung au-
ßen- und sicherheitspolitischer Konse-
quenzen des Klimawandels.

Fokus Marktwirtschaft: Kohlen-
stoff-Bepreisung in der Diskussion 

Die Bepreisung von CO2-Emissionen, 
insbesondere durch Steuern und Emissi-
onshandelssysteme, gewinnt zuneh-
mend als zentraler Bestandteil nationa-
ler Treibhausgasminderungsstrategien 
an Bedeutung. Bereits heute werden 
rund 20 % der weltweiten Emissionen 
durch CO2-Bepreisung adressiert3 und 
die Tendenz ist steigend. In der Regel 
werden Emissionsabgaben auf den 
Kraftstoffverbrauch des Verkehrssek-
tors, in Gebäuden und in der Kleinin-
dustrie erhoben, während Emissions-
handelssysteme für die Stromerzeugung 
und die Großindustrie angewendet wer-
den. In Europa werden beide Ansätze 
häufig kombiniert.

Die Bepreisung von CO2-Emissionen 
wird von vielen Ökonomen und politi-
schen Entscheidungsträgern als ein effek-
tives Instrument für den Klimaschutz an-
gesehen.4 Im Kern geht es darum, die ex-

„Fridays for Future“ hat neue 
BEWEGUNG in die Debatte gebracht.
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ternen Kosten des Ausstoßes klimaschäd-
licher Treibhausgase zu internalisieren, 
indem der entstehende CO2-Fußabdruck 
bezahlt werden muss bzw. Minderungs-
anreize etabliert werden. Die CO2-Beprei-
sung bietet aber den Emittenten auch ei-
gene Handlungsspielräume in der Minde-
rung ihrer Emissionen. Je nach Umset-
zung können zudem erhebliche Staatsein-
nahmen generiert werden, die zur Finan-
zierung von Klimaschutzprojekten, für 
den Übergang zu einer nachhaltigen 
Wirtschaft und Energieversorgung oder 
auch zum Ausgleich besonders betroffe-
ner und schutzbedürftiger Gruppen ver-
wendet werden können. Die Debatte in 
Deutschland dreht sich auch stark um die 
Frage, wie dieser letztgenannte soziale 
Ausgleich organisiert werden könnte. 

Der Blick in andere Länder zeigt Bei-
spiele dafür, dass durch die CO2-Beprei-
sung zusätzliche Kosten auf Unterneh-
men und Haushalte ein zentrales Motiv 
der politischen Diskussion werden kön-
nen. In Australien, Frankreich oder in 
der kanadischen Provinz Ontario, wo 
eine CO2-Bepreisung geplant war, hat 
eine starke Opposition dazu geführt, 
dass die Einführung blockiert oder auf-
gehoben wurde. Andererseits haben 
Länder wie die Schweiz und Schweden 
und auch die kanadische Provinz British 
Columbia eine CO2-Bepreisung erfolg-
reich eingeführt und über lange Zeiträu-
me hinweg beibehalten. 

Was lässt sich daraus lernen? Die 
Schweiz zeigt anschaulich, wie Umwelt- 
und Sozialpolitik verknüpft werden 
können. Die CO2-Abgabe ist als Len-
kungsabgabe angelegt, deren Erträge an 
die Bevölkerung rückverteilt werden 
müssen. Hierfür wird die obligatorische 
Krankenversicherungsprämie genutzt. 
Seit 2010 fließen zwei Drittel der Ein-
nahmen auf diese Weise anteilsmäßig 

an die Bevölkerung und die Wirtschaft 
zurück. Der Rest geht zweckgebunden 
an ein Programm für energetische  
Gebäudesanierungen sowie in einen 
Fond zur Förderung emissionsarmer 
Technologien.

Mit Blick auf die deutsche Debatte 
zeigt sich ein vielfältiges, aber nicht 
grundsätzlich ablehnendes Bild. So kam 
der wissenschaftliche Dienst des Bun-
destags bereits 2018 zu der Einschät-
zung, dass die industrielle Seite eine In-
ternationalisierung der Klimaschutzbe-
mühungen anstrebt, wobei aber national 
isolierte Maßnahmen abgelehnt werden. 
Dies zeigt auch die Haltung des Bundes-
verbands der Deutschen Industrie, der 
eine zentrale Rolle der G20-Länder bei 
einer Einführung sieht.5 Anders verhal-
ten sich die Einschätzung und Empfeh-
lungen im Abschlussbericht der Kom-
mission „Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung“, der gleichzeitig die 
Notwendigkeit eines (sozial-)politischen 
Gestaltungsanspruchs festhält: „Die 
Kommission empfiehlt, die Einführung 
einer CO2-Bepreisung mit Lenkungswir-
kung auch im Non-ETS-Bereich zu prü-
fen. Dies führt dazu, dass einerseits auch 
in diesen Sektoren zukünftig ein größe-
rer Beitrag zum Klimaschutz zu erwar-
ten ist und gleichzeitig ein Anreiz zur 
Nutzung der Flexibilitätspotenziale von 
Power-to-X-Anlagen geschaffen wird. 

In einigen Ländern gibt es die 
C02-ABGABE bereits.
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Die CO2-Bepreisung sollte sozialverträg-
lich ausgestaltet sein.“6

Weitere Interessensverbände ordnen 
sich bei den Befürwortern ein. So for-
dert der Bundesverband der Energie- 
und Wasserwirtschaft (BDEW), „CO2 
Emissionen in allen Sektoren einen Preis 
zu geben“. Der BDEW betont die mögli-
che Rolle einer CO2-Bepreisung in allen 
Bereichen als wichtigen Schritt für eine 
erfolgreiche Sektorkopplung und eine 
CO2-Minderung im Wärme- und Ver-
kehrsbereich.7 Der Bundesverband der 
Verbraucherzentralen hat sich als Unter-
stützung einer CO2-Bepreisung die sozi-
ale Entlastungsfunktion auf die Fahne 
geschrieben und ist für die Einführung, 
wenn sie mit Entlastungsmaßnahmen 
bei den Energiekosten privater Verbrau-
cher im Strom- und Wärmesektor ein-
hergeht. Entlang dieser Argumentati-
onsstränge werden politische Kompro-
misslinien deutlich, die bei einer zeiti-
gen Entscheidung für die Einführung 
von klimapolitischen Preisanreizsetzun-
gen Leitplanken zur weiteren Dekarbo-
nisierung Deutschlands und darüber 
hinaus darstellen könnten. 

Fokus Sicherheitspolitik: Klima-
wandel als außenpolitische  
Priorität Deutschlands

In der internationalen Diskussion über 
den Klimawandel als Sicherheitsbedro-
hung hat Deutschland bereits in der Ver-
gangenheit eine prominente Rolle ge-
spielt.8 Während der letzten nicht-per-
manenten Mitgliedschaft im Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen war es 
Deutschland im Juli 2011 gelungen, an-
dere ständige Mitglieder wie China und 
Russland dazu zu bewegen, gemeinsam 
einstimmig ein sogenanntes Presidential 
Statement des Sicherheitsrates zu verab-
schieden. In diesem wird ausdrücklich 

das Bedrohungspotenzial von Auswir-
kungen des Klimawandels auf Prozesse 
der Friedenskonsolidierung hervorgeho-
ben und eine regelmäßige Berichterstat-
tung an den Generalsekretär der Verein-
ten Nationen als sinnvoll erachtet. 

Auch im Rahmen der letzten G7 Prä-
sidentschaft Deutschlands 2015 wurde 
diese außenpolitische Perspektive weiter 
gepflegt und die negativen Implikationen 
des Klimawandels auf sogenannte fragile 
Staaten zum Thema internationaler Poli-
tik gemacht. Der im Auftrag der G7-Au-
ßenminister erstellte unabhängige Bericht 
„A New Climate for Peace-Taking Action 
on Climate and Fragility Risks“ identifi-
zierte sieben Klima-Fragilitätsrisiken, die 
eine ernstzunehmende Bedrohung für die 
Stabilität von Staaten und Gesellschaften 
darstellen können.9 Hierbei handelt es 
sich um ein vielfältiges Spektrum mögli-
cher Krisen und Konflikte:

•	� Lokaler Ressourcenwettbewerb: Kon-
kurrenz um knapper werdende Res-
sourcen kann zu Instabilität und ge-
walttätigen Konflikten führen bzw. 
diese verschärfen, vor allem dort, wo 
effektive Mechanismen zur Konflikt-
lösung fehlen.

•	� Bedrohte Lebensgrundlagen und Mi-
gration: Der Klimawandel kann die 
Lebensgrundlagen vieler Bevölke-
rungsgruppen, die von klimasensib-

DEUTSCHLAND hat mehrfach auf 
die sicherheitspolitischen 
Auswirkungen des Klimawandels 
aufmerksam gemacht.
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len natürlichen Ressourcen wie Was-
ser und fruchtbarer Boden, abhängig 
sind, bedrohen. Dies kann u. a. zu 
Migration und steigender Kriminali-
tät beitragen, die wiederum staatli-
che und gesellschaftliche Stabilität 
beeinträchtigen können. 

•	� Extreme Wetterereignisse und Kata
strophen: Sie können die Vulnerabili-
tät von Bevölkerungsgruppen sowie 
das Konfliktpotenzial erhöhen und 
damit eine Fragilität verschärfen. 

•	� Schwankende Lebensmittelpreise: 
Klimainduzierte Nahrungsunsicher-
heit kann über schwankende Lebens-
mittelpreise hinaus oft auch fernab 
ursprünglicher Ernteausfälle wirk-
sam werden und Proteste, Unruhen 
und lokale Konflikte befördern.

•	� Konkurrenz um Wasser: Probleme 
beim grenzüberschreitenden Wasser-
management sind häufig eine Ursa-
che von Spannungen. Verschärfte 
Konkurrenz um Wasser aufgrund 
steigender Nachfrage und verminder-
ter Wassermenge und -qualität erhö-
hen den Druck auf bestehende Kon-
fliktlösungsmechanismen.

•	� Anstieg des Meeresspiegels und Küs-
tenerosion: Steigende Meeresspiegel 
bedrohen tiefliegende Küstengebiete 
schon lange bevor diese komplett 
überflutet sind. Dies kann zu Instabi-
lität, Vertreibung und Migration füh-
ren und darüber hinaus zu zuneh-
menden Streitigkeiten um Seegren-
zen und Meeresressourcen.

•	� Unbeabsichtigte Folgen von Klima-
politiken: Wenn Anpassungs- und 
Klimaschutzpolitiken großflächig 
eingeführt werden, kann das Risiko 
unbeabsichtigter, negativer Effekte 
steigen, vor allem in fragilen Kontex-
ten. Beispiele sind der Landverbrauch 
im Zuge der Herstellung von Bio-

kraftstoffen, der zu Nahrungsunsi-
cherheit beitragen kann, der Schutz 
von Wäldern zu Lasten marginali-
sierter Bevölkerungsgruppen oder 
auch der großflächige Ausbau von 
Wasserkraft.

Um diesen Risiken zu begegnen, hat 
sich eine Gruppe von Vertretern aus 
den Außenämtern der G7-Staaten mit 
Ansätzen integrierter Risikoabschät-
zungen befasst. Zusammen mit interna-
tionalen Organisationen haben sie zu-
dem den Fokus auf besonders fragile 
Regionen wie die Tschadseeregion  
gerichtet, um die sich gegenseitig ver-
stärkenden Risiken von politischer In-
stabilität, Ressourcendegradation in 
Folge des Klimawandels und Radikali-
sierung von Bevölkerungsgruppen sys-
tematisch in den außenpolitischen Blick 
zu nehmen. 

Mögliche Krisenherde werden kaum 
regional beschränkt bleiben und müs-
sen angesichts einer globalisierten Welt, 
die von starken Interdependenzen ge-
prägt ist, frühzeitig bearbeitet werden. 
Mit anderen Worten: Katastrophen wie 
Fluten oder Ernteausfälle können direk-
te Auswirkungen auf Deutschland und 
Europa haben, z. B. in Form von Preis-
anstiegen, Investitionsverlusten oder 
Migrationsbewegungen. Das Risiko ei-
ner weltweiten Zunahme bzw. Verschär-
fung von Konflikten würde auch nicht 
ohne Folgen für die deutsche Außen-

Der Klimawandel in Krisenregionen 
führt zu weiterer DESTABILISIERUNG.
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und Sicherheitspolitik bleiben. Diese  
Risiken betreffen grundsätzlich auch 
das außenpolitische Selbstverständnis 
Deutschlands, das eine herausgehobene 
Rolle in den Bereichen Friedenspolitik, 
humanitäre Hilfe und Klimawandel ein-
schließt. 

In dieser Tradition hat die jetzige 
Bundesregierung für ihre erneute nicht-
permanente Mitgliedschaft im Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen für 2019 
und 2020 angekündigt, die Zusammen-
hänge zwischen Klimawandel und Si-
cherheit wieder in einer Befassung des 
Sicherheitsrates einzubringen. Die Be-
fassung an sich ist mittlerweile fast zur 
Routine geworden. Seit 2011 hat es wie-
derholt Diskussionen zu den Implikatio-
nen des Klimawandels für Frieden und 
Stabilität gegeben und der Zusammen-
hang wurde 2018 auch mit Resolutionen 
zu krisenhaften Situationen in Somalia 
oder in der Sahel-Zone hergestellt. 

Das Auswärtige Amt hat vor diesem 
Hintergrund die möglichen Optionen 
einer stärkeren Institutionalisierung des 
Themas in den Blick genommen. Es ist 
Teil einer „Group of Friends“ mit weite-
ren Regierungen und hat im Juni 2019 
zu einer hochrangigen Außenpolitik-
konferenz nach Berlin geladen.10 Der 
dort vorgelegte „Berlin Call for Action“11 
verdeutlicht, dass für die weitere außen-
politische Befassung mit den sicher-
heitspolitischen Folgen des Klimawan-
dels weiter nach internationalen Part-
nern gesucht wird, um eine Präventions-
agenda zu gestalten, die nicht wartet, bis 
die Folgen des Klimawandels zur weite-
ren Destabilisierung fragiler Staaten bei-
trägt, sondern proaktiv durch Maßnah-
men der Resilienzstärkung, Ansätze 
konfliktsensitiver Anpassung und 
grenzüberschreitende Vertrauensbil-
dung für regionale Stabilität sorgt. 

Perspektiven der klimapolitischen 
Krisenbewältigung

Die Klimapolitik in Deutschland ver-
sucht derzeit, das Heft des Handelns 
wieder in die Hand zu nehmen, weit-
greifende Maßnahmen für eine Dekar-
bonisierung des Landes zu beschließen 
und dabei die Kosten sozial gerecht zu 
verteilen. International würde man die 

Rückkehr zu einer ambitionierten Kli-
mapolitik Deutschlands ebenso begrü-
ßen wie sein fortwährendes außenpoliti-
sches Engagement, den Klimawandel 
nicht zum Krisen- und Konfliktverstär-
ker werden zu lassen. Die nächste Chan-
ce hier ein deutliches Zeichen zu setzen, 
bietet sich mit dem Klimagipfel der Ver-
einten Nationen Ende September in 
New York.  ///

/// DENNIS TÄNZLER, DIPL. POL.
ist Direktor für Internationale Klimapoli-
tik beim Berliner Think Tank adelphi, der 
unter anderem die Bundesregierung zu 
den Themen Klima, Umwelt und Entwick-
lung berät.

Wir brauchen verstärkt eine KLIMA-
ORIENTIERTE Innen- und Außenpolitik.
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